
wird in der vorliegenden Form teilweise zu einer 
umfangreichen Aufzählung von Normen, ohne daß ihre 
Entstehungsgeschichte, ihr Inhalt und ihre Auswir­
kungen näher betrachtet werden. In dieser Hinsicht 
ist das vierte Kapitel wesentlich stärker, denn durch 
die Beschränkung auf eine geringere Zahl von Gesetzen 
usw. hatte Fedossejew die Möglichkeit, auf Einzel­
heiten der verschiedenen Normen einzugehen. Das 
kann jedoch nicht den großen Wert beeinträchtigen, 
den das dritte Kapitel gerade deshalb hat, weil es uns 
die Möglichkeit gibt, die Lehren aus den unserer 
gegenwärtigen Entwicklung entsprechenden Zeitab­
schnitten in der Entwicklung des Sowjetstaates zu 
ziehen.

Da die deutsche Redaktion (R. Arzinger) nicht das 
Recht hatte, inhaltliche Änderungen vorzunehmen,

wurden die von Arshanow gerügten Versäumnisse der 
sowjetischen Redaktion (M. P. Karewa) auch in der 
deutschen Fassung wirksam.

Ungeachtet dieser Mängel stellt das Buch eine wissen­
schaftliche Leistung dar, die auch für die deutsche 
Lehre und Praxis große Bedeutung hat. Das Werk 
trägt dazu bei, die großen Erfahrungen der Aufbau­
arbeit der Sowjetunion für unseren Aufbau nutzbar 
zu machen — einer Arbeit, von der Fedossejew 
schreibt:

„Die große Aufbauarbeit der von der Sklaverei 
befreiten Menschen ergreift die Herzen und Hirne 
aller werktätigen und ausgebeuteten Massen in der 
ganzen Welt, zieht sie unwiderstehlich an und reißt 
sie durch ihr Beispiel mit“ *(S. 10).

Rechtsfragen aus dem Gebiet der Leihverpackung
Von Dr. KARL HEMPEL, Justitiar im VEB Grubenlampenwerk Zwickau, 
und Dr. HEINZ DÖHNEL, Justitiar im VEB Zwickauer Maschinenfabrik

Die Industrieemballage stellt einen beachtlichen 
volkswirtschaftlichen Wert dar. Diesen Wert zu er­
halten, ist eine Aufgabe, der in Verfolg des Sparsam­
keitsregimes besondere Bedeutung zukommt. Es sind 
daher Maßnahmen notwendig, die den Käufer und 
Benutzer von Leihverpackung zu einer pfleglichen Be­
handlung der ihm anvertrauten Werte erziehen. Die stei­
gende industrielle Produktionsleistung erfordert einen 
wachsenden. Einsatz von Verpackungsmitteln. Die da­
für notwendigen Geldmittel können für andere Zwecke 
verwendet werden, wenn sich die Umlaufgeschwindig­
keit der dem Käufer vom Verkäufer zur Verfügung 
gestellten Emballage erhöht. Den Vorschriften über die 
Verpackungsmittel obliegt somit die Aufgabe, eine 
schonende, die Brauchbarkeitsdauer verlängernde Be­
handlung des Verpackungsmittels und seine umgehende, 
den alsbaldigen Wiedereinsatz ermöglichende Rückgabe 
durch den Käufer zu erreichen.

Die Bedeutung des Emballagenproblems veranlaßte 
bereits im Jahre 1947 gesetzgeberische Maßnahmen zu­
nächst auf dem Lebensmittelsektor (VO M1/47 vom 
26. Mai 1947 — ZVOB1. S. 63). Durch die Verordnung 
M 1/48 vom 20. April 1948 (ZVOB1. S. 136) wurde der 
Geltungsbereich zugunsten des Großhandels erweitert, 
der der Lebensmittelindustrie Verpackungsmittel zur 
Verfügung stellt. Die Ausdehnung der Verpackungs­
mittelvorschriften auf die übrige Wirtschaft nahm die 
Anordnung vom 27. Januar 1949 (Beschl. S. 22/49 — 
ZVOB1. S. 64) vor. Mit einem speziellen Verpackungs­
mittel, den Gewebesäcken, befaßte sich die PVO Nr. 
195 vom 12. Oktober 1951 (GBl. S. 939). Branchebeding­
ten Besonderheiten wurde durch die AO vom 11. Mai 
1951 über die Rückgabe von Verpackungsmitteln an 
die WEAB (GBl. S. 424) Rechnung getragen. Die durch 
diese Vorschrift gewonnenen Erfahrungen finden ihren 
Niederschlag in der Anordnung über die Rückgabe und 
Berechnung von Leihverpackung (im folgenden VerpAO) 
vom 20. November 1953 (GBl. S. 1180). Die Anordnung 
vereinheitlicht das Rechtsgebiet, indem sie die Be­
stimmungen für die gesamte Industrieemballage zu­
sammenfaßt. Eine Sonderregelung mußte allerdings 
für landwirtschaftliche Erzeugnisse und Frischwaren 
der Lebensmittelindustrie erfolgen. Das ist durch die 
Anordnung über die Rückgabe von Verpackungsmitteln 
bei der Lieferung von landwirtschaftlichen Erzeugnissen 
(im folgenden LwVerpAO) vom 4. März 1954 (GBl. S. 
294) geschehen. Die LwVerpAO entspricht in ihrem 
Aufbau und in ihren wesentlichen Bestimmungen den 
allgemeinen Verpackungsmittelvorschriften. Sie weicht 
in einzelnen Punkten ab, um Besonderheiten bei der 
Lieferung landwirtschaftlicher Erzeugnisse zu berück­
sichtigen.

Die VerpAO stellt eine Verbesserung des gesetz­
geberischen Zustandes insofern dar, als der gesamte 
Komplex — mit Ausnahme der landwirtschaftlichen 
Verpackung — eine einheitliche Regelung — und zwar 
sowohl für die volkseigene wie für die private Wirt­

schaft — erfahren hat. Die bei der erzieherischen 
Funktion der Anordnung wichtige Vertragsstrafe wegen 
verspäteter Rückgabe ist an die Dauer der Überschrei­
tung geknüpft und damit elastischer geworden. Das 
System der Gutschrift für zurückgesandte Verpackungs­
mittel ist restlos beseitigt. Die bei der Zuständigkeit 
für Streitfälle bestehenden Zweifel wurden geklärt. 
In der Mehrzahl der Fälle sind die Staatlichen Vertrags­
gerichte zuständig. Durch den in beiden Anordnungen 
enthaltenen Hinweis auf die VO über die Neuregelung 
der Vertragsbeziehungen der privaten Industriebetriebe 
vom 29. Oktober 1953 (GBl. S. 1078) ist bei bestimmten 
Vertragspartnern auch die Zuständigkeit der Zivil­
gerichte gegeben. Die VerpAO bedeutet somit einen 
gesetzgeberischen Fortschritt. Sie läßt jedoch einige 
bisher bestehende Unklarheiten ungelöst und wirft 
einige Rechtsfragen neu auf.

Die VerpAO besitzt in ihrer eingangs geschilderten 
Aufgabenstellung den Charakter einer Planungsanwei­
sung. In dieser Eigenschaft erfaßt sie zwingend alle 
Lieferverträge, bei denen der Lieferer dem Besteller 
leihweise Verpackungsmittel zum Warentransport zur 
Verfügung stellt. Der Lieferer ist verpflichtet, bei der 
Versendung von Leihemballage den Tatbestand her­
zustellen, der für die Anwendung der VerpAO Vor­
aussetzung ist; so sind vor allem die Verpackungs­
mittel als Leihgut des Lieferanten bzw. Eigentümers 
kenntlich zu machen. Da er an einer baldigen Rück­
sendung des Verpackungsgutes interessiert ist, wird er 
bemüht sein, alle . Voraussetzungen zu erfüllen, von 
denen die Anwendung der VerpAO abhängt. In den 
Fällen, in denen der Lieferer bewußt die Kennzeich­
nung unterläßt, um die Anwendbarkeit der VerpAO 
auszuschließen, ist eine schuldhafte Verletzung der 
Plan- und Vertragsdisziplin zu sehen, so daß die Staat­
lichen Vertragsgerichte gemäß § 9 VGVO in der Fas­
sung vom 1. Juli 1953 (GBl. S. 855) den der VerpAO 
entsprechenden Zustand hersteilen und dazu erfor­
derlichenfalls die gemäß § 10 VGVO vorgesehenen 
Maßnahmen einleiten werden. Derartige Fälle werden 
aber in der gegebenen wirtschaftlichen Situation außer­
ordentlich selten sein, weil die Lieferer am Rücklauf 
ihrer Emballage stärkstens interessiert sind.

Soweit die Verpackungsmittel aus branchebedingten 
Gründen dem Besteller übereignet werden, ist für die 
Anwendung der VerpAO kein Raum. Die käufliche 
Überlassung von Verpackungsmitteln wird, soweit sie 
bisher üblich war, nicht untersagt. Das ergibt sich 
daraus, daß die VerpAO nur Anwendung findet, wenn 
der Lieferer die Verpackungsmittel als Leihgut kenn­
zeichnet und dies auf Versandpapieren und Rechnun­
gen vermerkt (§ 1 VerpAO). Dafür spricht auch die 
Regelung des § 10 VerpAO, die die Anwendbarkeit für 
ein Gebiet, in welchem die Übereignung der Emballage 
handelsüblich ist —■' den Export — ausschließt.

Wichtiger Bestandteil zur Erreichung der mit der 
VerpAO gesteckten Aufgaben ist die Vertragsstrafe.
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